
Betriebs-Berater // BB 16.2009 // 14.4.2009 829

// Im Blickpunkth

Klare Richtlinien und umfassende Compliance-Konzepte sind mittlerweile in allen nur denkbaren Bereichen eines Unter-

nehmens zu ber�cksichtigen. Hiermit besch�ftigt sich auch der aktuelle Aufsatz von Schemmel/Slowinski, der die Notwen-

digkeit von Criminal Compliance im Bereich der Betriebsratst�tigkeit er�rtert. Der Beitrag setzt sich mit der Notwendig-

keit der Aufnahme von sog. Randbereichen strafrechtlicher Verantwortlichkeit bei der Beeinflussung von Betriebsratsmit-

gliedern auseinander. Bissels/L�tzeler stellen im zweiten Teil ihres Aufsatzes die Rechtsprechung zum AGG u. a. auch zu

betriebsverfassungsrechtlichen Aspekten dar.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. jur. Georgios

Samartzis, Mag. rer. publ.,

RA, Frankfurt

Arbeitsrechtliche Privilegierung
f�r Freizeitpolitiker

Bei einigen Arbeitnehmergruppen sind or-

dentliche K�ndigungen so gut wie ausge-

schlossen. Unter den versch�rften K�ndi-

gungsschutz fallen Betriebsratsmitglieder,

Auszubildende, M�tter, Arbeitnehmer in El-

tern- oder Pflegezeit, schwerbehinderte Men-

schen, Immissionsschutzbeauftragte und, was

in der Praxis h�ufig �bersehen wird, kommu-

nale Mandatstr�ger.

Der geringe Bekanntheitsgrad des K�ndi-

gungsschutzes f�r Kommunalpolitiker d�rfte

seine Ursache darin haben, dass er in den lan-

desrechtlichen Gemeindeordnungen (GO)

normiert ist. Zwar besitzt der Bund im Arbeits-

recht die Gesetzgebungskompetenz. Da er

diese jedochbeimK�ndigungsschutznichtab-

schließendausgesch�pfthat, istderLandesge-

setzgeber befugt, eigene Regelungen zu tref-

fen. Nach den GO k�nnen Arbeitsverh�ltnisse

kommunaler Mandatstr�gern entweder �ber-

haupt nicht oder nur aus wichtigen Grund ge-

k�ndigt werden (z. B. § 35a GO Hessen, § 44

Abs. 1GONRW,§ 32GOBaden-W�rttemberg).

DerK�ndigungsschutz ist alsoumfassenderals

bei Betriebsratsmitgliedern. Gem�ß den Vor-

gabeneinigerGObesteht zudemeinAnspruch

auf Sonderurlaub und selbst eine Versetzung

ist nur mit Zustimmung des Arbeitnehmers

m�glich. Dar�ber hinaus gilt der kommunal-

rechtliche K�ndigungsschutz, anders als beim

KSchG auch in Kleinbetrieben.

Mehrere zehntausend Personen in Deutsch-

land genießen als Mitglied eines Gemeindera-

tes, Stadtrates, Ortsbeirates, Kreistages etc. ei-

nen sehr weitgehenden K�ndigungsschutz,

ohne dass hierf�r ein betrieblicher Kontext

gegeben ist. Durch diesen tief im Landesrecht

versteckten Sonderk�ndigungsschutz werden

im Ergebnis die Grunds�tze der KSchG-Sozial-

auswahl ad absurdum gef�hrt.

Entscheidungen
BAG: Sozialplanabfindung bei rentennahen

Jahrg�ngen

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

20.1.2009 – 1 AZR 740/07 –wie folgt: Betriebspar-

teien und Einigungsstelle k�nnen in Sozialpl�nen

geringere Abfindungen f�r Arbeitnehmer renten-

naher Jahrg�nge vorsehen, die nach einem relativ

kurzen, vollst�ndig oder �berwiegend durch den

Bezug von Arbeitslosengeld �berbr�ckbaren Zeit-

raum Anspruch auf eine gesetzliche Altersrente

haben. Das gemeinschaftsrechtliche Verbot der

Altersdiskriminierung in der Richtlinie 2000/78/

EG ist f�r vor dem Inkrafttreten des AGG geschlos-

sene Sozialpl�ne nicht von Bedeutung.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-829-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Pflicht zur Eingruppierung in tarifliche

Verg�tungsordnung

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

11.11.2008 – 1 ABR 68/07 – wie folgt: Wendet

der tarifgebundene Arbeitgeber auf die Arbeits-

verh�ltnisse der Arbeitnehmer unabh�ngig von

deren Tarifbindung den einschl�gigen Verg�t-

ungstarifvertrag an, kann er von dieser Regel

nicht ohne Sachgrund hinsichtlich der nicht tarif-

gebundenen Angeh�rigen einer einzelnen Ar-

beitnehmergruppe abweichen.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2009-829-2

unterwww.betriebs-berater.de

LAGSchleswig-Holstein:Zustimmungserset-

zungbeiEinstellungvonLeiharbeitnehmern

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

20.1.2009 – 5 TaBV 33/08 – wie folgt: Weder das

TzBfG noch das A�G verbieten es, einen bereits

zwei Jahre lang sachgrundlos befristeten Ver-

tragsarbeitnehmer nach Fristablauf sodann als

Leiharbeitnehmer im Rahmen eines mit einer

Zeitarbeitsfirma geschlossenen Arbeitnehmer-

�berlassungsvertrages zu �bernehmen bzw. wei-

ter zu besch�ftigen. Dies gilt auch dann, wenn es

sich um eine der Unternehmensgruppe oder

dem Konzern angeh�rige Personalleasinggesell-

schaft handelt. Eine derartige Vertragskonstrukti-

on ist zumindest dann grunds�tzlich nicht

rechtsmissbr�uchlich, wenn die Zeitarbeitsfirma

�ber eine Genehmigung gem�ß § 2 A�G verf�gt.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2009-829-3

unterwww.betriebs-berater.de

LAG K�ln: K�ndigung wegen Verstoß gegen

das betriebliche Rauchverbot

Das LAG entschied in seinem Urteil vom 1.8.2008

– 4 Sa 590/08 – wie folgt: Die fristgerechte K�ndi-

gung eines langj�hrig besch�ftigten Lagerarbei-

ters ist wirksam, der mehrfach gegen ein betrieb-

liches Rauchverbot verstoßen hatte. Zwischen Ge-

sch�ftsleitung und Betriebsrat wurde jedoch ver-

einbart, dass wegen des Alters und der langen

Betriebszugeh�rigkeit des Arbeitnehmers die

K�ndigung zur�ckgenommen werden sollte,

wenn dieser innerhalb der K�ndigungsfrist nicht

mehr gegen die Betriebsordnung verstoße. Dem-

entsprechendwurde,weil kein neuer Verstoß fest-

gestellt wurde, das Arbeitsverh�ltnis fortgesetzt.

Kurz darauf rauchte der Arbeiter erneut im Lager,

worauf ihm erneut fristgerecht gek�ndigt wurde.

Die K�ndigungsschutzklage dagegen blieb in bei-

den Instanzen erfolglos.
(PM LAG K�ln vom 30.3.2009)

LAG Hessen: K�ndigungsabsicht des

Arbeitgebers wegen grober Beleidigung

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

27.3.2009 – 8 TaBV 10/08 – wie folgt: Die Bezeich-

nung der Zust�nde im Betrieb als „schlimmer als

in einem KZ“ sind geeignet, einen wichtigen

Grund f�r eine fristlose K�ndigung darzustellen.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2009-829-4

unterwww.betriebs-berater.de
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